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DEUTLICH  Bernhard Schareck erklärt im Interview die Folgen der Finanzmarktkrise.

DRINGEND  Wie Freizeitsportler sich gegen Unfälle versichern können.  

posıtıonen
ZU POLITIK,  WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT

DUNKEL  Abgeschaltete Ampeln erhöhen nachts das Unfallrisiko.

AN DIE ARBEIT!
In Zukunft wird die Altersteilzeit beim 
Übergang in die Rente eine noch größere Rolle 
spielen als bisher. Die Frage ist nur: welche? 
Ein Zustandsbericht.
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Die Versicherungswirtschaft 

bietet mit ihrem Know-how 

moderne Konzepte privater 

Altersvorsorge an, die es den 

Menschen erlauben, den 

Übergang in den Ruhestand 

flexibel und individuell zu 

gestalten.

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

nach Jahrzehnten der Arbeit gut versorgt in den 
Ruhestand gehen zu können – und das lieber früher 
als später – ist für viele Zeitgenossen Motivation und 
Ziel ihres Schaffens und Sparens. Wer heute 60 oder 
65 Jahre alt ist, sieht dank des medizinischen Fort-
schritts 20, 30 Jahren lebenswerten Ruhestands ent-
gegen. Die Menschen in Deutschland werden immer 
älter, oft bei guter Gesundheit – eine erfreuliche 
Entwicklung. Doch der gesetzlichen Rente, einem 
Umlagesystem, das auf dem Generationenvertrag 
beruht, schafft diese Entwicklung schier unlösbare 
Finanzierungsprobleme; zumal es immer weniger 
jüngere Menschen gibt, die als Arbeitnehmer mit 
ihren Rentenbeiträgen dieses System tragen.
Die jüngeren Generationen müssen sich deshalb auf 
eine längere Lebensarbeitszeit einstellen. Der Beginn 
der gesetzlichen Rente wurde mit dem RV-Alters-
grenzenanpassungsgesetz stufenweise auf 67 Jahre 
heraufgesetzt. Dies ist angesichts der demografischen 
Entwicklung sozialpolitisch notwendig und unaus-
weichlich. Sind gleichwohl auch künftig Modelle 
des altersmäßig flexiblen Übergangs in die Rente 
möglich? Die Titelgeschichte dieser Ausgabe zeigt 
Lösungsmodelle der Versicherungswirtschaft, die 
mit ihrem Know-how moderne Konzepte privater 
Altersvorsorge anbietet, die eine solche Lebenspla-
nung ermöglichen und begleiten können. 
Unfälle zu vermeiden ist erklärtes Ziel der Unfall-
forschung der Versicherer. Untersuchungen haben 
gezeigt, dass es nachts an Straßenkreuzungen zu 
deutlich mehr schweren Unfällen kommt, wenn die  
Ampeln abgeschaltet werden. Wie der Bericht über 
die alarmierenden Ergebnisse in dieser Ausgabe zeigt, 
ist diese weitverbreitete Verdunkelung der Städte aus 
Gründen der Verkehrssicherheit nicht vertretbar. 
Auch in einem weiteren Report geht es um Unfälle: 
um Verletzungen beim Sport und entsprechenden 
Versicherungsschutz. Viele Millionen Deutsche sind 
sportlich aktiv. Sport verbessert die Gesundheit und 
die Lebensqualität – ist aber auch mit erheblichen 
Unfallrisiken verbunden. 
Die Gegenpositionen in diesem Heft beziehen Stel-
lung zum Vorwurf der Redaktion Plusminus, die 
Versicherer verwendeten unterschiedliche Sterbe-
tafeln „je nach Bedarf – zu ihren Gunsten“. In der Tat 
verwenden Versicherer unterschiedliche Sterbetafeln: 
Die Versicherungsaufsicht schreibt dies vor. Denn 
Lebens- und Rentenversicherungen sind sehr un-
terschiedliche Produkte. Die einen sollen ein langes 
Leben, die anderen einen frühen Tod absichern. 

Ihr Bernhard Schareck
 



240.000 WILDUNFÄLLE IM JAHR 2007 
Autoversicherer zahlten 490 Millionen Euro zur Schadenregulierung.

Im Jahr 2007 wurden den deutschen Kfz-Versicherern fast 240.000 Wildunfälle 

gemeldet. Für diese Schäden zahlten die Autoversicherer rund 490 Millionen 

Euro an ihre Kunden aus. Im Vergleich zu 2006 sind die Anzahl der Wildunfälle 

um über sechs Prozent und die Entschädigungsleistung um über 16 Prozent 

gestiegen.  

Die Unfallforscher der Versicherer (UDV) haben verschiedene Methoden zur 

Vermeidung von Wildunfällen verglichen: Duftbarrieren, optische und akus-

tische Reflektoren, Rückschnitt der Hecken und Sträucher am Straßenrand 

sowie Wildwechselschilder. Das Ergebnis: Keine dieser Maßnahmen ist ge-

eignet, Wildunfälle zu reduzieren.

WAS SAGT MAN DAZU?
Drei Stimmen zur Lage der Lebensversicherungen 

in Zeiten der Finanzmarktkrise:

Zum 22. Mal zeigt sich der Geheimagent Ihrer Majestät, Mr. James Bond, im Kino 

– und noch nie waren die Dreharbeiten wohl gefährlicher als diesmal. Und es lag 

nicht am geschüttelten Wodka-Martini. „Es floss eine Menge Blut, also wurde ent-

schieden, dass Daniel das Set verlassen und einen Arzt aufsuchen sollte“, berich-

tete ein nicht näher genannter Augenzeuge der britischen Zeitung 

The Sun. Vor dem Beginn der Dreharbeiten versicherte Hauptdarsteller 

Daniel Craig seinen Körper gegen Verletzungen für fünf Millionen Euro. 

Wie viel von diesem Geld nun bereits ausgezahlt werden musste, weiß 

niemand. Aber fest steht: Bei den Dreharbeiten in Panama hatte sich Craig zu-

nächst an den Rippen verletzt. Dann zog sich der 40-Jährige bei einer Actionszene 

Schnittwunden am Arm zu, die mit bis zu acht Stichen genäht werden mussten. 

Und schließlich habe ihm ein Schauspielkollege vor Kurzem versehentlich einen 

Schlag ins Gesicht versetzt, sagte der britische Schauspieler der Zeitschrift Elle. „Das 

war ein dummer Zwischenfall, weil wir die Dreharbeiten unterbrechen mussten. 

Aber ein hervorragender Schönheitschirurg hat sich um mich gekümmert.” Der 

neue Bond Ein Quantum Trost läuft jetzt im Kino.

KURZ POSITIONIERT

DIE SCHÖNSTE VERSICHERUNGSSACHE DER WELT

„Die garantierten Leistungen der Kunden 
sind über die Auffanggesellschaft Protektor 
abgesichert. Außerdem haben die Lebens-
versicherer nur noch niedrige einstellige An-
teile ihres Kapitals in Aktien angelegt.” 
Thorsten Rudnik, Sprecher des Bundes der Versicherten e. V., 
am 16. Oktober 2008 auf Welt online. 

„Die Finanzkrise ist keine Krise der Versi-
cherer, es ist eine Krise der Banken. Es wäre 
mehr als unklug, jetzt zum Beispiel eine 
Lebensversicherung zu kündigen.”
Winfried Schmähl, Wirtschaftswissenschaftler, 
am 20. Oktober 2008 im Weser Kurier.

„Wir sind in dieser Krise derjenige, der auf-
recht geht.”
Nikolaus von Bomhard, Chef der Münchener Rück, 
am 23. Oktober 2008 in der Zeit.

KURZ GEMELDET

DURCHGESCHÜTTELT

AUTODIEBSTAHL 2007: HOHES DIEBSTAHLRISIKO 
FÜR ÄLTERE FAHRZEUGE
Im Jahr 2007 wurden 13 Prozent weniger Autos gestohlen als 2006.

Im vergangenen Jahr wurden insgesamt 16.502 Pkw gestohlen – dies bedeu-

tet einen Rückgang um 13 Prozent. Die Entschädigungssumme für gestohlene 

Pkw lag insgesamt bei 178,3 Millionen Euro. 

Ältere Autos werden häufiger gestohlen als Neuwagen, so ein Ergebnis der 

diesjährigen Untersuchung des GDV zum Autodiebstahl. Das höchste Dieb-

stahlrisiko haben vor allem Autos, die zehn Jahre oder älter sind. Am häufigs-

ten gestohlen wurden der VW Caravelle Multivan 2.5 TDI, der BMW X5 3.0D 

und der Porsche Cayenne.

5 Mio. €
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BLINDTEXTTITEL

KEIN LEICHTER
ABGANG
Der demografische Wandel fordert 
seinen Tribut: Ältere Arbeitnehmer 
werden immer länger arbeiten 
müssen. Das macht es umso dring-
licher, flexiblere Möglichkeiten 
zu schaffen, sanft in den Ruhestand 
zu wechseln. Ein Zustandsbericht. 

METALLINDUSTRIE, APRIL 2008  Besonders glücklich 

sieht der Mann, der gerade eine Eisenstange vermisst, nicht aus. 

Wie lange will, wie lange muss er arbeiten?
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on seiner Altersteilzeit spürt Ger-
hard Gaumer noch nicht viel. Der 
60-Jährige geht weiterhin von mon-
tags bis freitags in seine Hauptschu-

le in Erding bei München und unterrichtet Eng-
lisch. Egal ob scheue Zehnjährige oder pubertie-
rende Neuntklässler – alle lernen von Gerhard 
Gaumer das „th“ oder lesen Geschichten über 
den Wilden Westen. Jeden Nachmittag korrigiert 
er dann zu Hause Stegreifaufgaben oder Klausu-
ren und bereitet die Stunden des nächsten Tages 
vor. Sein Arbeitsleben verläuft ganz so, wie er es 
seit 38 Jahren gewöhnt ist.
Wenn Gerhard Gaumer allerdings einen Blick 
auf seine Kontoauszüge wirft, dann bemerkt 
er seine Altersteilzeit schon heute. Denn seit-
dem sie im September vergangenen Jahres an-
lief, bekommt er nur noch 83 Prozent seines 
ursprünglichen Gehalts, obwohl er weiterhin 
Vollzeit arbeitet. Dafür darf er sich jetzt schon 
auf den Februar 2010 freuen, wenn er mit 62 
Jahren vorzeitig in Pension geht. „Es wird auch 
langsam Zeit“, sagt Gaumer. „Der Unterricht 
an der Hauptschule wird immer stressiger und 
anstrengender. Ich will aufhören, bevor ich mit 
meinen Nerven am Ende bin.“ Die Altersteilzeit 
versüßt ihm dabei den vorzeitigen Abschied aus 
dem harten Job. Für weitere zweieinhalb Jahre 
bekommt er 83 Prozent seines Gehalts, ohne 
arbeiten zu müssen. Danach bezieht er seine 
Pension ohne Abschläge.
Die Altersteilzeitregelung, wie sie Gerhard Gau-
mer anwendet, ist zweifelsohne äußerst attraktiv 
für ältere Arbeitnehmer. In Deutschland ist sie 
der beliebteste Weg, den Übergang in die Rente 
zu schaffen. Ende 2007 nutzten laut der Bun-
desagentur für Arbeit insgesamt knapp 417.000 
Menschen diese Möglichkeit. 85 Prozent davon 
verfuhren wie Gerhard Gaumer und blocken 
ihre Altersteilzeit in eine Arbeits- und eine Frei-
stellungsphase. Dieses Blockmodell schätzen 
aber auch die Arbeitgeber. „Anstatt mehrere 
Teilzeitkräfte beschäftigen zu müssen, lassen die 
Unternehmer ältere Arbeitnehmer lieber Vollzeit 
arbeiten und suchen sich dann vollwertigen Er-
satz“, sagt Altersökonom Dr. Matthias Weiß von 
der Uni Mannheim. 
Neben der Altersteilzeit gibt es aber noch andere 
Arten, möglichst sanft den Sprung von einem 

Vollzeitjob in den verdienten Ruhestand zu 
schaffen. Denn nicht selten führt ein abrupter 
Übergang dazu, dass die jungen Rentner in ein 
Loch fallen, weil sie nicht wissen, was sie mit ihrer 
vielen freien Zeit anfangen sollen. „Es mehren 
sich die Befunde, dass der Frühruhestand krank 
machen kann. Man sollte nicht unterschätzen, 
wie wichtig die Arbeit für das Wohlbefinden ist, 
weil man sich sozial eingebunden fühlt“, sagt 
Psychologieprofessorin Ursula Staudinger, die 
das Jacobs Center for Lifelong Learning and 
Institutional Development an der International 
University in Bremen leitet.
Doch wegen der demografischen Entwicklung 
Deutschlands sind flexible Lösungen beim Über-
gang in die Rente gefragt. Durch die steigende 
Lebenserwartung der Menschen beziehen ältere 
Arbeitnehmer auch länger Rente. „Im Moment 
steigt die Lebenserwartung pro zehn Jahre um 
ein Jahr“, sagt Altersökonom Weiß. Die meisten 
Menschen werden mittlerweile an die 90 Jahre 
alt. Außerdem werden bald die geburtenstarken 
Jahrgänge der Baby-Boomer-Generation der 
Fünfziger- und Sechzigerjahre in den Ruhe-
stand gehen. Um die Generationengerechtigkeit 
zu wahren, werden die Jüngeren über die Beiträ-
ge zur Rentenversicherung noch stärker in der 
Pflicht stehen, die Renten der Älteren zu finan-
zieren. Deshalb will der Staat die Arbeitnehmer 
möglichst lange in Lohn und Brot halten, an-
statt sie früher in den Ruhestand zu schicken. 
Das mache die Suche nach größerer Flexibilität 
beim Übergang in die Rente noch notwendiger 
und dringender, sagt Professor Wilfried Schmähl 
vom Zentrum für Sozialpolitik an der Uni Bre-
men. Denn manchem Arbeitnehmer dürfte es 
aufgrund seines anstrengenden Jobs oder seiner 
Gesundheit schwerfallen, bis zum abschlagfreien 
Ruhestand arbeiten zu können. 
Allerdings ist die Mehrheit der 60-Jährigen heute 
gesünder und fitter als die Generation von vor 50 
Jahren. Das sei auf den medizinischen Fortschritt 
und die gesündere Ernährung zurückzuführen, 
sagt Professor Jürgen Kocka, der Industriege-
schichte an der Freien Universität Berlin lehrt und 
die Akademiengruppe „Altern in Deutschland“ 
leitet. Dieser Zusammenschluss von mehreren 
Wissenschaftlern will im Frühjahr kommenden 
Jahres seine Empfehlungen für den Umgang mit 

V
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älteren Menschen abgeben. „Andererseits arbeitet 
nur ein Viertel der Menschen zwischen 60 und 
65“, konstatiert Kocka. Viele ältere Arbeitnehmer 
könnten länger arbeiten, wollen dies aber nicht. 
Allerdings setze bei ihnen langsam ein Umden-
ken ein, sagt Kocka. Dem stimmt Altersökonom 
Weiß zu: Vor zwei Jahren hätten die allermeisten 
Arbeitnehmer die Rente mit 67 noch verteufelt, 
inzwischen sei der Aufschrei verhallt. Das heißt 
jedoch nicht, dass das Interesse an der Altersteil-
zeit abgenommen hätte. 
Statt einen flexiblen Übergang in die Rente zu 
ermöglichen, führt das Blockmodell der Alters-
teilzeit hingegen de facto zu einer Frühverren-
tung der Arbeitnehmer – die der Staat durch die 
Bundesagentur für Arbeit sogar noch finanziert. 
„So verständlich die dahinterstehenden Wünsche 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber auch sein 
mögen: Das Blockmodell konterkariert ein Ziel 
der ,Rente mit 67‘ – nämlich: die Menschen in 
unserer alternden Gesellschaft möglichst lange 
im Erwerbsleben zu halten“, erklärt Thomas Lueg 
vom GDV. Deshalb läuft die Möglichkeit der Al-
tersteilzeit zum 31. Dezember 2009 aus – und sie 
soll nach dem Willen von CDU und CSU auch 
nicht verlängert werden. Allerdings mehren sich 
im Lager des sozialdemokratischen Regierungs-
partners die Stimmen, die vorhandene Regelung 
zu verlängern. Selbst  der Kanzlerkandidat der 
SPD, Frank-Walter Steinmeier, hat in einem Eck-
punktepapier für seinen Wahlkampf eine Fort-
führung der Altersteilzeit bereits angekündigt. 
Ob sie nun über 2009 hinaus bestehen bleibt, 
wird sich vermutlich erst nach der Bundestags-
wahl entscheiden. 

Die geblockte Altersteilzeit fördert aber nicht 
nur die Frühverrentung, sondern widerspricht 
ihrem eigentlichen Sinn. Denn durch dieses 
Instrument, das 1989 geschaffen wurde, sollten 
die Arbeitnehmer schrittweise ihre Arbeitszeit 
immer weiter reduzieren, um möglichst sanft in 
den Ruhestand hinüberzugleiten. Deshalb heißt 
sie auch Altersteilzeit. „Aber von einem gleiten-
den Ausscheiden kann beim Blockmodell über-
haupt keine Rede sein“, sagt Professor Schmähl. 

„Die Arbeitnehmer arbeiten mehrere Jahre zu 
100 Prozent, um am nächsten Tag ihre Arbeits-
aktivität auf null herunterzufahren.“ 
Deshalb müsste die Regierung das Blockmodell 
wie vorgesehen Ende 2009 verabschieden und 
nur noch die eigentliche, schrittweise Altersteil-
zeit bestehen lassen, meint Professor Schmähl. 
Das hält auch Thomas Lueg vom GDV für rich-
tig. Dadurch lassen sich auch Ausgaben reduzie-
ren. Denn allein 2007 gab die Bundesregierung 
über die Bundesagentur für Arbeit knapp 1,4 
Milliarden Euro für die Altersteilzeit aus. Ohne 
Bundeszuschüsse versucht derzeit die Metallin-
dustrie, die geblockte Altersteilzeit nur in ihrer 
Branche zu retten. Solche variablen Wege unter-
stützt Professor Schmähl. „Wenn die einzelnen 

Tarifvertragsparteien regionale oder gar lokale 
Lösungen finden, halte ich das für gut. Wichtig 
ist, dass nicht die Allgemeinheit durch höhere 
Beiträge oder Steuern in Mitleidenschaft gezogen 
wird.“ 
Ob und inwieweit die Altersteilzeit fortgeführt 
wird, kann Wilfried Bertele egal sein. Der 62-
jährige Programmierer aus dem oberbayerischen 
Bruckmühl hat seine geblockte Altersteilzeit be-
reits hinter sich und ist in Rente. Wenn er noch 

mal die Wahl hätte, würde er alles wieder genau-
so machen. „Es hat sich gelohnt. Man sollte sein 
Leben genießen können, solange man fit ist“, 
sagt Bertele, der jahrzehntelang für Siemens in 
München tätig war. Sobald die Freistellungsphase 
seiner Altersteilzeit begann, legte er einen Win-
tergarten an, kümmerte sich um seinen kranken 
Vater und ging mit Freunden zum Bergsteigen. 
Doch vor zwei Jahren, als Wilfried Bertele noch 
in Altersteilzeit war, hatte er genug von zu viel 
Freizeit. „Ich suchte nach einer sinnvollen Be-
schäftigung, mit der ich der Allgemeinheit die-
nen konnte“, erinnert er sich. Über Freunde sei-
nes Sohnes, die ihren Zivildienst geleistet hatten, 
kam er zum Behindertenfahrdienst des Malteser 
Hilfsdiensts in Rosenheim. Ein- bis zweimal pro 

GDV Position  

Altersteilzeit, Teilrente oder Langzeitarbeitskonten sind nur sinnvoll, wenn der 

Staat sie nicht subventionieren muss. Bei der Suche nach flexiblen Lösungen 

für den Übergang in die Rente dürfen jedoch die betriebliche und die private 

Altersvorsorge nicht vergessen werden.

DONAUFAHRT April 2008. Deutsche Rentner spielen Minigolf auf der MS Amadeus Classic. RENTNER-DASEIN auf einem Sonnenstuhl der MS Amadeus Royal. 
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Woche fährt er dort seitdem gehbehinderte Kin-
der in die Schule, bringt Schwerstbehinderte zu 
ihren Eltern oder macht mit ihnen Ausflüge ins 
Umland – für 400 Euro im Monat. „Mein Ar-
beitgeber würde mir gern mehr bezahlen“, sagt 
Wilfried Bertele, „aber dann würde ich so viele 
Abzüge von meiner Rente bekommen.“ Deshalb 
bleibt der Fahrdienst ein Minijob für ihn.
Diese strengen Hinzuverdienstgrenzen für ältere 
Arbeitnehmer sind der Grund dafür, warum eine 
zweite Möglichkeit, flexibel in die Rente zu glei-
ten, bislang nur von wenigen tausend Menschen 
genutzt wurde: die sogenannte Teilrente. Dabei 
geben Menschen ihren Vollzeitjob auf, beziehen 
einen Teil ihrer Rente, arbeiten aber halbtags ent-
weder in ihrer alten Firma weiter oder suchen 
sich eine neue Arbeit. Bislang konnten ältere Ar-
beitnehmer wie Wilfried Bertele nur Minijobs 
annehmen, ohne gravierende Abschläge bei der 
Rente zu riskieren. Doch die Große Koalition will 
nun die strengen Hinzuverdienstgrenzen kappen. 
Außerdem dürfen die Menschen bereits mit 60 
Jahren und damit zwei Jahre früher als bisher 
Teilrente beziehen. „Das sind zwei wichtige 
Schritte in die richtige Richtung“, sagt Professor 
Schmähl. Auch der GDV begrüßt die Reform der 
Teilrente, allerdings schränkt Thomas Lueg ein: 
„Die Teilrente wird wohl nicht für jeden in Be-
tracht kommen, weil die anschließende Vollrente 
dann natürlich geringer ausfällt. Wichtig ist aber, 
dass die Teilrente die Wahlmöglichkeiten für die 
Versicherten erhöht.“
Neben der Teilrente und der Altersteilzeit gibt es 
innerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung 
mit den Langzeitarbeitskonten noch einen drit-

ten sanften Weg in den Ruhestand. Dabei legen 
die Arbeitnehmer in ihrem Unternehmen ein 
Konto an, auf dem Überstunden, Teile ihres Loh-
nes oder Sonderzahlungen steuerfrei gespeichert 
werden. Am Ende ihrer beruflichen Laufbahn 
könnten sie diese Zeitwertkonten dann auflösen 
und sich durch die angesparten Überstunden 
oder das Geld auf dem Konto ein Übergangsjahr 
zwischen Abschied vom Beruf und Beginn der 
Rente finanzieren. 

Bislang krankte die Zeitwertkontoregelung an 
der Insolvenzsicherung. Denn oftmals verloren 
Arbeitnehmer ihr gesamtes Guthaben, wenn ihr 
Arbeitgeber pleiteging. Doch mittlerweile hat die 
Große Koalition den Insolvenzschutz verbessert. 
„Das ist wichtig, weil dann keine Zeitwertkonten 
mehr geschlossen werden können, ohne dass ein 
Schutz vor einer Firmeninsolvenz vorhanden ist“, 
erklärt Thomas Lueg vom GDV. Problematisch 
war lange auch die Frage, ob der Arbeitnehmer 
sein Konto einfach mitnehmen kann, wenn er 
den Arbeitgeber wechselt. Denn nicht jeder Ar-
beitgeber bietet die Möglichkeit an, ein Lang-
zeitarbeitskonto anzulegen oder weiterzuführen. 
Zwar hat der Arbeitnehmer keinen rechtlichen 
Anspruch auf ein solches Konto, allerdings gehen 

Früher Ruhestand 
darf nicht auf 
Kosten der Allgemein-
heit gehen.
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die angesparten Überstunden oder Geldbeträge 
vom alten Arbeitgeber nicht mehr verloren. Sie 
können nun bei der gesetzlichen Rentenversiche-
rung geparkt werden. 
Dass diese beiden Probleme behoben werden 
konnten, begrüßt auch der GDV. „Die Konten 
sind ein Ausgleichsmechanismus, mit dem man 
die Lebensarbeitszeit flexibel gestalten kann. Ver-
bessert werden müssten aber einige Details, zum 
Beispiel die Vorschriften zur Kapitalanlage, die 
sich derzeit noch am Sozialrecht orientieren.“ 
Deshalb warnt Thomas Lueg davor, sich bei der 
Suche nach flexiblen Übergangsmöglichkeiten 
in den Ruhestand allein auf die gesetzliche Ren-
tenversicherung zu verlassen. Es gelte, auch die 
anderen beiden Teile des 3-Säulen-Modells zur 
Alterssicherung, die betriebliche und die private 
Altersvorsorge, einzubeziehen, so Lueg. Deshalb 
wendet sich der GDV auch gegen den Beschluss 
der Bundesregierung, die Altersuntergrenzen für 
den Bezug von privater oder betrieblicher Alters-
sicherung um zwei Jahre auf 62 anzuheben. „Das 
ist überhaupt nicht sinnvoll, gerade wenn jetzt 
von Flexibilisierung gesprochen wird. Gesetzliche 
Renten müssen mit Leistungen aus privater und 
betrieblicher Altersversorgung kombiniert wer-
den können“, sagt Thomas Lueg. Denn bei allen 
Flexibilisierungswünschen des Übergangs in die 
Rente sollte immer klar sein: Der Wille des Ein-
zelnen, früher in den Ruhestand zu gehen, darf 
nicht auf Kosten der Allgemeinheit geschehen. 

ENDE DER GEMÜTLICHKEIT Bald müssen Ältere länger arbeiten – bleibt also weniger Zeit für Schiffsfahrten.

Marcel Roth ist Journalist in Berlin.

Ansprechpartner: Holger Schmitt, 
Tel. 030/20 20-51 15.



n Deutschlands Städten gehen nachts die Lichter aus – und das viel zu 
oft, meint Reinhold Maier von der Technischen Universität Dresden: 
Der Professor für Straßenverkehrstechnik hat im Auftrag der Unfallfor-

schung der Versicherer untersucht, wie gefährlich es ist, nachts die Ampeln 
abzuschalten. Sein Fazit ist beunruhigend. „Aus Sicherheitsgründen“, sagt 
Maier, „ist die Abschaltung nicht vertretbar.“
Eigentlich dürfen Ampeln, so steht es in der Verwaltungsvorschrift zur 
Straßenverkehrsordnung, „nur in begründeten Ausnahmefällen“ ausge-
schaltet werden. In der Praxis ist die nächtliche Betriebspause dagegen 
fast schon die Regel. Nach Beobachtung der Versicherer bleiben in den 
Städten und Gemeinden im Schnitt rund 50 Prozent der Ampeln dunkel. 
„Die kommunale Praxis, nachts die Anlagen auszuschalten, hat stark um 
sich gegriffen“, sagt Jörg Ortlepp, Leiter des Fachbereichs Verkehrsinfra-
struktur bei der Unfallforschung der 
Versicherer. Oftmals werde dabei dem 
Druck der Bevölkerung nachgegeben 
– ohne auf die Sicherheit zu achten.
Die Folgen sind teils gravierend, wie 
Reinhold Maier und sein Team nun 
zeigen konnten. Die Verkehrsforscher 
haben die Unfälle von drei Jahren an 
273 Ampelkreuzungen in Dresden, 
Leipzig und im Landkreis Harburg un-
tersucht. 1855 Unfälle mit Verletzten wurden ausgewertet. Dabei fiel auf: 
Verglichen mit durchgängig laufenden Ampeln verdoppelt sich an nachts 
abgeschalteten Anlagen die Unsicherheit nahezu. Gleichzeitig verändert 
sich auch die Struktur der Schäden. Während Unfälle im Längsverkehr, 
wie zum Beispiel der typische Auffahrunfall, stark zurückgingen, nahmen 
Zusammenstöße beim Einbiegen und Kreuzen überproportional zu. Da 
ohne Ampeln schneller gefahren wird, fielen die aufgenommenen Unfälle 
gleichzeitig deutlich schwerer aus. 
Trotzdem werden selbst in verkehrsreichen Städten nachts Ampeln abgeschal-
tet. In München beispielsweise 43 Prozent der etwa 1100 Ampelanlagen. 
Verglichen mit anderen Großstädten liegt die bayerische Landeshauptstadt 
damit im Spitzenfeld – auch wenn die Straßenverkehrsbehörde betont, sie 
fühle sich „in erster Linie der Verkehrssicherheit verpflichtet“. Mögliche po-
sitive Aspekte ausgeschalteter Ampeln wie ein verbesserter Verkehrsfluss, 
ein geringerer Energieverbrauch oder ein besserer Lärmschutz würden 
„erst nachrangig berücksichtigt“. Aber sie werden berücksichtigt.

Die Studie der Versicherer bezweifelt, dass solche Vorteile überhaupt in 
nennenswertem Umfang existieren. „Subjektiv ist es natürlich völlig un-
verständlich, wenn man nachts an einer roten Ampel steht und kein ande-
res Auto zu sehen ist“, sagt Jörg Ortlepp. „Aber objektiv betrachtet, hätte 
eine ausgeschaltete Anlage für den Verkehrsfluss kaum einen Vorteil.“ Ma-
ximal eine Minute lasse sich bei einer durchschnittlichen Stadtfahrt ohne 
Ampeln einsparen. Ein ähnlicher Effekt könne, so die Dresdner Studie, 
aber auch mit intelligenten Ampelschaltungen erreicht werden.
Auch das Argument eines niedrigeren Lärmpegels, das von Anwohnern 
einer Ampelkreuzung oftmals vorgebracht wird, lässt Ortlepp nicht gelten. 
Ältere Untersuchungen hätten gezeigt, dass sich durch abgeschaltete Am-
peln die Lärmbelastung nicht spürbar verringere. Ebenso vernachlässigbar 
sei das Kostenargument. „Sie können durch das Abschalten pro Kreuzung 

maximal 500 Euro im Jahr an Stromkosten 
einsparen“, sagt der Diplomingenieur. Mo-
derne Technik, zum Beispiel in Form spar-
samer Leuchtdioden, hätte fast den gleichen 
Einspareffekt – und das bei durchgehendem 
Betrieb. Gesamtwirtschaftlich betrachtet, sind 
die Kosten der zusätzlichen Unfälle dagegen 
enorm. In Dresden, so die Studie, ereignen 
sich pro Jahr an den abgeschalteten Ampeln 
etwa 300 Unfälle mit 100 verletzten Personen. 

Dabei entstehen Kosten in Höhe von etwa 2,9 Millionen Euro.
In München legt man Wert darauf, dass Ampeln nicht willkürlich abge-
schaltet werden. „Letztlich spiegelt sich in den Betriebszeiten die Unfall-
statistik oder das Unfallpotenzial der betroffenen Kreuzung wider“, betont 
ein Sprecher des Kreisverwaltungsreferats. 
„Für das Abschalten der Ampeln mag das stimmen“, sagt Jörg Ortlepp. Das 
Problem sei allerdings, dass nach Unfällen nicht genauso schnell wieder 
eingeschaltet werde. Da Ampeln häufig an weniger befahrenen Kreuzun-
gen dunkel bleiben, treten zusätzliche nächtliche Unfälle in der Statistik 
kaum in Erscheinung; die Ampeln an den betroffenen Knotenpunkten 
bleiben abgeschaltet. Daher fordert Ortlepp: „Sobald Unfälle passieren, 
sobald der erste Verkehrsteilnehmer verletzt wird, müssen die Anlagen so-
fort wieder eingeschaltet werden.“

FÜR ROT-GRÜN
Städte und Gemeinden schalten nachts immer häufiger die Ampellichter aus. Um den 

Verkehrsfluss zu verbessern, Energie zu sparen oder den Lärmpegel niedrig zu halten, 

heißt es. Hehre Ziele. Fakt ist: Ausgeschaltete Ampeln erhöhen das Unfallrisiko.

HINTERGRUND

Alexander Stirn ist freier Wissenschaftsjournalist in München.

Ansprechpartner: Katrin Rüter, Tel. 030/20 20-51 19.
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Ampeln sollen nachts nicht abgeschaltet, 

sondern durch ein flexibles Programm an die 

nächtlichen Verkehrsverhältnisse 

angepasst werden.
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BERLIN, NAHE ALEXANDERPLATZ  Abgeschaltete 

Ampeln sollten Autofahrer eigentlich zu noch mehr 

Vorsicht mahnen. Oft scheint es aber, als würden 

sie die Unsicherheit auf den Straßen erhöhen.



Herr Dr. Schareck, als Sie am 13. November 2003 

das Amt des GDV-Präsidenten übernahmen, ti-

telte die Süddeutsche Zeitung über Sie: „Ein Mu-

sikfan mit Hang zu leisen Tönen.“ Ein Musikfan 

sind Sie immer noch; aber wie oft mussten Sie in 

den vergangenen fünf Jahren auch mal lautere 

Töne anschlagen?

Sehr selten. Wer mit Politikern spricht, wird mit 

einer erhöhten Lautstärke nichts erreichen. Man 

muss bei politischen Debatten immer eine sach-

liche Basis finden und mit guten Argumenten die 

Gesprächspartner überzeugen. Ich habe immer 

versucht, weniger politisch motiviert zu argu-

mentieren, sondern nach Möglichkeit die vorhan-

denen Problemstellungen rational darzustellen.

Zu Beginn Ihrer Amtszeit war in den Medien 

oft von einer „Krise“ der Versicherungsbranche 

die Rede. Sie selbst sprachen damals von einer 

„Weggabelung“, an der man stehe. Wo sehen Sie 

die Branche heute?

Die Versicherungswirtschaft ist gefestigt aus der 

damaligen Krise hervorgegangen und steht auch 

in Zeiten enormer Finanzmarktschwankungen 

sicher da. 

Unter Ihrer Ägide wurden viele wichtige Ent-

scheidungen getroffen. Eines Ihrer Hauptanlie-

gen war die am 1. März 2006 vom GDV präsen-

tierte Transparenzoffensive. Können Sie nach et-

was mehr als zwei Jahren ein erstes Fazit ziehen?

Die jüngsten Lektionen aus der Finanzmarktkri-

se beweisen, dass unser Weg richtig war. Welche 

Formeln sind denn zurzeit in aller Munde, um die 

Krise zu überwinden und wieder Stabilität und 

Wachstum zu schaffen? Es sind die Schlüsselbe-

griffe „Transparenz” und „Vertrauen”. Anders ge-

sagt: Ohne Transparenz kein Vertrauen. Dadurch, 

dass wir uns rechtzeitig zur Transparenzoffensive 

und damit zur Modernisierung der Kundenbe-

ziehungen bekannt haben, verschafften wir uns 

bei den Gesetzesreformen eine bessere Position 

gegenüber überzogenen Regulierungsvorstellun-

gen der Politik. So entwickelte sich die Jahrhun-

dertreform des Versicherungsvertragsgesetzes mit 

der sie begleitenden Informationspflichtenver-

ordnung und der Vermittler-Richtlinie zu einem 

Konsens bei der Modernisierung der Kundenbe-

ziehungen. Die Umstellung darauf, die komplexe 

Veränderungsprozesse in den Unternehmen er-

fordert, ist noch nicht abgeschlossen. Die Über-

gangsfrist läuft ja auch noch. 

Trotzdem: Die VVG-Reform ist seit 1. Januar 

dieses Jahres in Kraft. „Endlich wird das Versi-

cherungsvertragsgesetz verbrauchergerechter“, 

freute sich zum Beispiel Lilo Blunck, Geschäfts-

führerin des Bundes der Versicherten. Auch 

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries war 

mit dem neuen Regelwerk zufrieden: „Die Kun-

dinnen und Kunden sind die Gewinner dieser 

Reform.“ Scheint so, als wären alle beteiligten 

Parteien zufrieden. Ist es auch der GDV?

Grundsätzlich haben wir diese Reform immer 

begrüßt. Das hundert Jahre alte Gesetz wurde 

der modernen Gesellschaft sowie den veränder-

ten Bedürfnissen, Erwartungen und Ansprüchen 

der Menschen nicht mehr gerecht. Deshalb bin 

ich ja auch davon überzeugt, dass von der Moder-

nisierung neue Marktimpulse ausgehen werden 

–  wenn offensiv an die Umsetzung herangegan-

gen wird. Dies ist meine Botschaft an unsere Mit-

gliedsunternehmen, die ich übrigens bei vielen 

Gelegenheiten verkündet habe. 

Ist der Kunde jetzt zufriedener als früher?

Noch zufriedener?, müsste man eigentlich fragen. 

Zwar hört man immer wieder, dass das Verhält-

nis zwischen Kunden und Versicherern schwierig 

und belastet sei. Wir haben im März dieses Jahres 

eine Kundenzufriedenheitsanalyse beim Allens-

bacher Demoskopie-Institut in Auftrag gegeben, 

um exakt zu erfahren, wie zufrieden die Kunden 

mit uns und unseren Vermittlern sind. Ergebnis: 

Der deutsche Verbraucher hat ein ausgesprochen 

positives Bild vom Versicherungsvermittler, der 

ihn persönlich betreut. Und er hat auch ein sehr 

positives Bild vom Versicherungsunternehmen, 

bei dem er sein Produkt gekauft hat und bei dem 

er seine Schäden abwickelt. Das ist das Bild, das 

auf eigenen Erfahrungen beruht. Wenn man Ver-

sicherungskunden aber fragt, welches Bild sie von 

Versicherungen  allgemein haben, wenn man also 

sozusagen das Fernbild einstellt, kommen Vorbe-
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Dr. Bernhard Schareck war fünf Jahre lang Präsident des GDV. Im Interview blickt 

er auf die Entscheidungen in seiner Amtszeit zurück, erklärt, welche Folgen 

die aktuelle Finanzkrise für die Versicherungswirtschaft hat und warum man sich 

auf seine Lebensversicherung immer verlassen kann.
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halte. Das ist ein Imageproblem, dem wir aktiv 

entgegenwirken wollen.

Wie?

Einstein hat mal gesagt: „Wir können heute Ato-

me spalten! Aber bei Vorurteilen gelingt uns das 

noch nicht. Dennoch sollten wir alles tun, um es 

zu versuchen.“ Ich will es versuchen: Wer sich 

die Leistungskraft der deutschen Versicherungs-

wirtschaft anschaut, wird bemerken, dass ohne 

die Versicherungsbranche kein wirtschaftlicher 

oder technologischer Fortschritt möglich wäre. 

Denken Sie nur an Henry Ford, der sagte: „Oh-

ne Versicherungen wäre New York nicht gebaut 

worden.“ Unternehmerischer Wagemut und Zu-

kunftsinvestitionen brauchen Flankierung. Ob 

Auto- oder Luft- und Raumfahrtindustrie, ob 

Chemie- oder Pharmaindustrie, ob Produkthaft-

pflicht-, Kredit- oder Rechtsschutz auf den globa-

len Märkten – Versicherungen sind unabkömm-

liche Wegbereiter und -begleiter von Fortschritt 

und Wachstum. Auch die gesellschaftspolitische 

Seite fasziniert. Ich meine den Solidaritätsgedan-

ken, auf dem das Versicherungswesen basiert. Da 

steht eine Gemeinschaft zusammen, um Einzel-

schicksale aufzufangen. Das ist doch großartig 

– das Modell Versicherung kann insofern nach 

den jüngsten Krisenvorgängen einer Renaissance 

entgegengehen.

Dennoch bleibt das Paradoxon der eben er-

wähnten Studie bestehen. 

Ja, niemand beschäftigt sich gern mit seinem Tod, 

dem Abbrennen seines Hauses oder dem Total-

schaden seines Autos. Im Übrigen: auch ich nicht. 

Die Beschäftigung mit diesen Themen birgt na-

turgemäß Unwägbarkeiten und Gefahren, die tief 

ins persönliche Leben schneiden können. 

Kommt daher also das Unbehagen?

Zum Teil ja. Versicherungen werden als unent-

behrlich für eine abgesicherte Existenz respek-

tiert, sind aber gerade deshalb nicht immer be-

liebt. Bei Millionen Versicherungsfällen treten 

auch Reibungen auf. Man darf aber nicht die 

Relationen übersehen. Beim Ombudsmann der 

Versicherungen, der dafür da ist, dass Klärungen 

kundenfreundlich erfolgen, landeten vergangenes 

Jahr 17.592 Beschwerden. Diesen Beschwerden 

stehen 377 Millionen Verträge gegenüber. Die Be-

schwerdequote liegt also im Promillebereich. Auf 

100.000 Versicherungsverträge kommen nicht 

einmal fünf Beschwerden. Wie zufrieden die 

Menschen in Deutschland mit den Versicherungs-

leistungen sind, dokumentiert auch eine amtliche 

EU-Vergleichserhebung. Ganz oben in der Rang-

liste der Zufriedenheit: die Versicherungskunden 

in Deutschland. Ich meine, das verdient wenigs-

tens den erwähnten objektiven Respekt.

Es handelt sich also um ein in den Medien ver-

zerrt dargestelltes Bild?

So pauschal würde ich das nicht formulieren. Ein 

Beispiel, das mich einmal vor Jahren sehr berührt 

hat: Eine 18-jährige Versicherungsnehmerin wur-

de beim Aussteigen aus ihrem Auto von einem 

vorbeifahrenden Fahrzeug erfasst. Sie überlebte – 

querschnittsgelähmt. Ein wirklich sehr tragisches 

Einzelschicksal – und ein sehr teurer Versiche-

rungsfall. Allein der Personenschaden belief sich 

auf etwa neun Millionen Euro. Darin enthalten 

waren: 24-Stunden-Pflege, behindertengerechter 

Umbau des Hauses, alle zwei Tage eine Fahrt in 

ein 50 Kilometer entferntes Schwimmbad zwecks 

Bewegungstherapie und vieles andere mehr. Aus 

versicherungstechnischer Sicht wurde also eine 

finanzielle Rückstellung von neun Millionen Eu-

ro nötig. Aber die Mutter der Versicherungsneh-

merin fand diese Leistungen nicht ausreichend. 

Also wurde der Fall noch einmal neu erfasst. 

Ergebnis: Für 450.000 Euro wurde ein Pool im 

Haus des Unfallopfers gebaut, damit die Fahrten 
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Versicherungen sind 
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Fortschritt und Wachstum.”



ins 50 Kilometer entfernte Schwimmbad entfallen 

konnten. Kurz nach dieser Bewilligung erhob die 

Mutter weitere Forderungen und brachte auch die 

Medien in Stellung. Nachdem in Vorgesprächen 

mit den Journalisten aber die bereits erbrachten 

Leistungen dargestellt wurden, war von einer 

Veröffentlichung über die Hartleibigkeit der Ver-

sicherung bei diesem tragischen Schicksal nicht 

mehr die Rede. 

Das emotionale Leid eines Einzelnen steht gegen 

die rationale Leistungsgrenze der Versicherten-

gemeinschaft?

Keineswegs immer. Aber mit Blick auf die Ver-

sichertengemeinschaft sind bei den Leistungen 

natürliche wirtschaftliche Grenzen gesetzt. Den-

noch ist es sicher nicht so, dass man als Versiche-

rer nicht mitfühlt. Ganz sicher nicht.

Herr Schareck, im vergangenen Jahr folgte die 

Umsetzung der europäischen Vermittlerricht-

linie. Sie brachte neue Ausbildungs- und Doku-

mentationspflichten, die wiederum die Kosten 

der Versicherer nach oben treiben. 

Die verbraucherschutzorientierte Neuregelung des 

VVG – die EU-Vermittlerrichtlinie ist ja ein Teil 

davon – ist in der Tat sehr kostenintensiv. Inklu-

sive Krankenversicherung kosten die Erstumstel-

lungen unsere Branche etwa eine Milliarde Euro. 

Das ist kein Klacks für die Versicherer. Aber man 

sollte auch hinzufügen: Erstens wird die Beratung 

durch die Dokumentationspflicht objektiviert, die 

Vermittler erhalten eine bessere Ausbildung und 

unsere Kunden dadurch eine bessere Beratung. 

Die EU-Vermittlerrichtlinie ist ein sehr gutes Ins-

trumentarium, um die Qualität des Außendiens-

tes zu heben und das nach außen dokumentieren 

zu können – ein Wettbewerbsplus, das bestimmt 

auch unserem Image zugute kommt.

Außerdem macht die Neuerung die Beratung, 

zum Beispiel bei Lebensversicherungen, sehr viel 

anspruchsvoller. Wie beurteilen Sie die künftige 

Rolle des Produktes Lebensversicherung? 

Bei einer klassischen Kapitallebensversicherung 

haben Sie eine Garantie des Beitrags, eine Garan-

tie des Rechnungszinses, eine Garantie der Über-

schussbeteiligung, eine Garantie aller Überschuss-

beteiligungen, die in der Laufzeit dem Vertrag 

zugewiesen wurden, und Sie besitzen außerdem 

einen Insolvenzschutz durch die Protektor AG. 

Ich frage Sie: Wo gibt es noch mehr Garantien?

Ist die deutsche Lebensversicherung das sichers-

te Produkt, das es zurzeit auf dem Markt gibt?

Außerordentlich sicher, ja. Kein Kunde muss sich 

um seine Lebensversicherung Sorgen machen. 

Eigentlich müssten alle Vermittler ausschwärmen 

und ihren Kunden mitteilen: Die deutsche Le-

bensversicherung, von vielen sogenannten Exper-

ten als „Rendite-Langweiler“ beschimpft,  ist ein 

Kraftpaket an Sicherheit – plus Rendite.

Aus welchen Komponenten setzt sich dieser 

Schutz einer Lebensversicherung zusammen?

Wenn eine Bank in die Insolvenz geht, dann wer-

den die Konten – soweit es überhaupt möglich ist 

– ausgezahlt. Unser Insolvenzschutz in der Lebens- 

und Rentenversicherung ist anders aufgebaut: Im 

unwahrscheinlichen Falle einer Insolvenz wird 

der Kundenvertrag buchstabengetreu bis zum 

Ende durchgehalten und abgegolten. Dazu haben 

wir die Protektor AG gegründet, einen Schutz-

fonds.  Alle Lebensversicherer haben zusammen 

rund 500 Millionen Euro direkt eingezahlt. Sollte 

wider Erwarten etwas passieren und die 500 Mil-

lionen Euro reichen nicht, müssen die Versicherer 

sofort bis zu 500 Millionen Euro nachschießen. 

Reicht dieser Gesamtbetrag noch nicht, wird der 

Kunde nur mit maximal bis zu fünf Prozent sei-

ner Rückstellung beteiligt; in der EU sind übri-

gens Selbstbeteiligungen bis zu 25 Prozent üblich. 

Sollte selbst dieses Volumen noch nicht reichen,  
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müssen die Versicherer den Rest ausgleichen – bis 

zu fünf Milliarden Euro. Das ist ein absolut trag-

fähiges Sicherheitsnetz.

Das zurzeit alle Debatten beherrschende Thema 

ist die Krise an den Finanzmärkten. Welche Aus-

wirkungen hat diese Krise denn nun konkret auf 

den deutschen Versicherungsmarkt?

Diese Finanzkrise ist eine Vertrauenskrise im In-

terbankenverkehr und hat mit den Versicherern 

wenig zu tun. Das bedeutet, eine Bank A gibt einer 

Bank B keinen Kredit mehr, weil zwischen diesen 

beiden Banken kein Vertrauen besteht, dass der 

vergebene Kredit auch zurückbezahlt wird. Das 

führt dazu, dass insgesamt weniger Kredite fließen 

und – gerade in Deutschland – der Mittelstand 

sehr leidet. Deshalb hat die Bundesregierung ja 

auch alle Hebel in Bewegung gesetzt, um mit dem 

500-Milliarden-Paket die Krise zu meistern.

In den Fokus gerieten auch die Lebensversiche-

rungen – gerade als der amerikanische Versiche-

rer AIG, immerhin einer der größten Versicherer 

der Welt, vom Staat gestützt werden musste. 

Dazu möchte ich Folgendes klarstellen: Die 

Schwäche von AIG lag nicht im Versicherungsge-

schäft. AIG hatte zwei Standbeine: auf der einen 

Seite das Versicherungsgeschäft, auf der anderen 

das Finanzgeschäft. Das Finanzgeschäfts-Stand-

bein von AIG ist eingeknickt, das Versicherungs-

geschäft dagegen steht wie eine Eins. Bei dem 

belgischen Unternehmen Fortis verhält es sich 

übrigens genauso. Deshalb sind viele deutsche 

Unternehmen sehr daran interessiert, gute Unter-

nehmensteile dieser Konzerne zu erwerben.

Aber deutsche Versicherer investieren doch auch 

am Kapitalmarkt. Woran liegt es im Kern, dass 

die deutsche Versicherungswirtschaft fast im-

mun gegen diese Krise zu sein scheint?

Das liegt insbesondere an unseren Kapitalanlage- 

und Kalkulationsvorschriften. Wir arbeiten inner-

halb eines regulatorischen Rahmens, der uns im 

Gegensatz zu Banken vieles nicht erlaubt.

Zum Beispiel?

„Asset Backed Securities“, das sind mit Vermö-

gensgegenständen unterlegte Wertpapiere, also 

jene Zertifikate, die während dieser Krise vielen 

Banken und Anlegern enorme Verluste einge-

bracht haben. Versicherer dürfen von diesen „Asset 

Backed Securities“ als Kapitalanlagekomponente 

per Vorschrift maximal 7,5 Prozent ihrer gesam-

ten Kapitalanlagen besitzen. Der reale Anteilswert 

betrug vergangenes Jahr aber sogar nur 1,6 Pro-

zent. Das zeigt, unsere Vorschriften zielen darauf, 

die Kapitalanlagen zu streuen, zu mischen, uns 

nicht auf eine Kapitalanlageart zu verlassen. Das 

ist ein großer Vorteil: Unsere Mitgliedsunterneh-

men haben kaum Kreditrisiken in ihren Büchern.

Das klingt für viele Versicherungskunden sehr 

erfreulich. Erfreulich war in den vergangenen 

Jahren auch die Entwicklung der Riester-Rente. 

Die staatlich geförderte Altersvorsorge wurde 

zum Verkaufsrenner.

Ja, die Entwicklung gibt Grund zur Freude, ins-

besondere auch aus Wettbewerbssicht. 78 Prozent 

sämtlicher Riester-Verträge im Gesamtwert von 

77,6 Milliarden Euro sind bei Versicherungen ab-

geschlossen. Auf Investmentfonds und Bankspar-

verträge entfallen nur 22 Prozent. Aber wir müs-

sen weiter daran arbeiten, die Menschen im Land 

darauf hinzuweisen, dass eine private Altersvor-

sorge etwa mit einer Riester- oder Basisrente un-

erlässlich ist.

Sie waren immer der Überzeugung, dass in der 

Gesellschaft ein Bewusstseinswandel stattfinden 

muss zugunsten der privaten Altersvorsorge. Ist 

dieser Wandel eingetreten?

Der Wandel hat sicher schon eingesetzt, denn es 

wurden ja bereits mehr als zwölf Millionen Ries-

ter-Verträge abgeschlossen. Und wir haben auch 

in der Basisrente ein zunehmendes Wachstum. Ich 

denke, die Menschen begreifen immer mehr, dass 

sie die lange Zeitspanne zwischen ihrer Pensionie-
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rung und ihrer gestiegenen Lebenserwartung öko-

nomisch bewältigen müssen. Ich bin sehr optimis-

tisch, dass sich die private Altersvorsorge auch in 

Zukunft stark weiterentwickeln wird.

Und die Entwicklung der Lebensversicherung?

Schauen Sie, die aktuelle Finanzkrise hat ihre tie-

fen Spuren hinterlassen. Viele Spuren haben ins 

Nichts geführt, sprich: in den Verlust von Anlagen. 

Eine Spur aber hat den Menschen glasklar aufge-

zeigt: Selbst in der größten Krise sind die Lebens-

versicherungen eine sichere Anlage, selbst in der 

größten Krise kann man sich auf die Versicherer 

und ihre Produkte verlassen. Nie seit Bestehen der 

Bundesrepublik hat ein Versicherungskunde sein 

eingesetztes Geld verloren. Ein stärkeres Motiv für 

den Abschluss einer Lebensversicherung kann es 

nicht geben.

Was kann die Politik noch zusätzlich tun, um 

die Eigenverantwortung der Bürger weiter zu 

motivieren?

Es existiert ein ganzer Reigen von Instrumenten, 

etwa in der Steuergesetzgebung. Die Versicherer 

befinden sich in einem sehr harten Wettbewerb 

mit den Fondsanbietern. Die Fondsanbieter 

möchten steuerlich ebenso behandelt werden wie 

die Lebensversicherungen. Ich halte diese Forde-

rung für falsch, weil die beiden Produktgruppen 

nicht identisch sind. Wir sichern das biometrische 

Lebensrisiko ab, und die Fondsanbieter machen 

das eben nicht. 

Aber die Diskussion darüber ist in vollem Gange. 

Ja, man sollte es aber vermeiden, die Lebensver-

sicherungsprodukte wieder zu beschneiden. Eine 

Beschneidung wäre es, den verbliebenen Steuer-

vorteil zu streichen. Vonseiten der Regierung muss 

man außerdem alles tun, um die Belastung der So-

zialsysteme vor dem Hintergrund des demogra-

fischen Wandels zu verringern. Die Struktur der 

Alterung führt dazu, dass sich diese Proportionen 

noch weiter zu Ungunsten der wirtschaftsaktiven 

Generation verschieben werden, das heißt, in Zu-

kunft werden noch mehr Menschen von Trans-

ferleistungen leben, was an die Grenzen der Be-

lastungsfähigkeit staatlicher Leistungen stoßen 

wird: Mehr private Vorsorge ist aus diesem Grund 

unumgänglich. Und ich möchte betonen, dass 

das jetzt nicht interessenorientiert ausschließlich 

vom GDV so gesehen wird. Auch die Politik weiß, 

dass dies für alle Sozialsysteme gilt: für die Kran-

kenversicherung, für die Rentenversicherung, die 

Unfall- und Arbeitslosenversicherung bis hin zur 

Pflegeversicherung.

ZUR PERSON

Schon als Schüler verdiente Dr. Bernhard 
Schareck, 63, sich sein erstes Geld bei einer 
Versicherung. Er studierte in Köln Wirt-
schaftswissenschaften und promovierte 1978 
zum Thema „Computergestützte Planungs-
systeme in Versicherungskonzernen“. Von 
1991 bis 1996 war er Vorstandsvorsitzender 
der Agrippina Versicherungsgruppe. Ab 1996 
führte er die Karlsruher Lebensversicherun-
gen AG als Vorstandschef, ab 1997 in Perso-
nalunion auch die Karlsruher Versicherun-
gen. Im Januar 2006 wurde er Vorstands-
vorsitzender der Karlsruher HK AG und 
Mitglied des Vorstands der Holding Wüsten-
rot & Württembergische AG. 

„Unsere Vorschriften 

zwingen uns, unsere 

Kapitalanlagen zu 

streuen und zu mischen. 

Das ist – wie man an 

dieser Krise am 

Finanzmarkt leicht 

erkennen kann – 

ein großer Vorteil: 

Unsere 

Mitgliedsunternehmen

haben kaum 

Kreditrisiken in 

ihren Büchern.”
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s war nur ein Trainingsspiel. Und Michael Fellmann hatte gerade 
einen Ball gehalten. Der Knall kam beim Abspielen: „Als würde 
mir jemand ein Kantholz vor mein linkes Knie schlagen“, erin-

nert sich Michael Fellmann an jenen 20. März des vergangenen Jahres. 
Seine Handball-Mannschaft von den „Sportfreunden Neustadt/Wied“ 
griff gerade an, und Torwart Fellmann spielte den Ball aus einer Drehbe-
wegung einem Mitspieler zu. Das überlebte seine Patellasehne nicht. 
Der 33-jährige Finanzbeamte aus Vettelschoß in der Nähe von Linz am 
Rhein spielte seit zwanzig Jahren Handball und musste an jenem Don-
nerstagabend von zwei Vereinskollegen ins Auto getragen werden. Das 
Knie war sofort angeschwollen, Fellmann konnte nicht laufen, und nach 
Blutergüssen waren Wade und Oberschenkel am nächsten Morgen grün 
und blau. Schon eine Woche später lag 
Fellmann auf dem OP-Tisch. Er war ein 
halbes Jahr lang krankgeschrieben und 
hat nach der Rehabilitation erst seit die-
sem Sommer keine Schmerzen mehr.
„Sprung- und Kniegelenk sind häufig 
von Verletzungen betroffen, und Hand-
ball ist bei Männern die zweithäufigste 
Unfallsportart“, sagt Thomas Schmidt, Schaden-Abteilungsleiter Sport-
versicherung bei der ARAG in Düsseldorf. Die Versicherung wertet zu-
sammen mit der Ruhr-Universität Bochum Sportunfälle aus dem Ver-
einssport aus. Statistisch steht bei deutschen Männern Fußball an erster 
Stelle – weil die meisten eben Fußball spielen. Dann folgen Handball, 
Volleyball und Basketball. Bei den Frauen führt Handball vor Volleyball, 
Gymnastik, Turnen, Fußball und Reiten.
Sportunfälle verursachen zwar etwa anderthalb Milliarden Euro Kosten 
im Jahr, dies entspricht aber nur knapp 0,8 Prozent der Gesamtkosten 
im Gesundheitswesen. Arzt, Behandlung und Rehabilitation zahlen die 
Krankenkassen. Renten und Invaliditätssummen zahlt die Unfallversi-
cherung. Dabei greifen komplexe Vorgänge. Michael Fellmann musste 
eine Unfallmeldung ausfüllen und an seinen Verein geben, der Mitglied 
beim Sportbund Rheinland ist. Er hat nach seiner Verletzung einen In-
validitätsgrad von zehn Prozent. Seine private Unfallversicherung von 
der Debeka und die ARAG-Sportunfallversicherung seines Landessport-
bundes haben ihm zusammen etwa 5000 Euro gezahlt. Alle Vereinssport-
ler, deren Verein Mitglied in einem der 16 Landessportbünde ist – und 
das sind so gut wie alle –, sind also relativ gut abgesichert. Allerdings 

mit regional großen Unterschieden. Hätte Fellmann in einem anderen 
Bundesland Handball gespielt und keine private Unfallversicherung ge-
habt, dann wäre er leer ausgegangen. Denn in den meisten Bundeslän-
dern haben die Landessportbünde Verträge abgeschlossen, die erst ab 
einer Invalidität von 20 Prozent greifen (in Nordrhein-Westfalen ab 15 
Prozent). Auch die Höhen der Versicherungssummen schwanken be-
trächtlich. Wer beispielsweise in Berlin oder Brandenburg zu 75 Prozent 
invalid wird, erhält 70.000 Euro. In Hamburg hat der Landessportbund 
so einen Fall mit 200.000 Euro abgesichert. Wird ein junger Mensch 
aufgrund eines Sportunfalls invalid, sollte er also lieber in Hamburg als 
in Berlin wohnen.
Etwa zwei bis drei Euro pro Jahr zahlt ein Vereinsmitglied mit seinem 

Mitgliedsbeitrag für die Sportunfallversi-
cherung. Oft ist es der Kassenwart eines Ver-
eins, der sich mit den Versicherungssachen 
auskennt und weiß, wer bei einem Unfall zu 
benachrichtigen ist. 
Private Vorsorge kann der Unfallversiche-
rungsschutz der Vereine nicht ersetzen. Au-
ßerdem treiben zirka 15 Millionen Deutsche 

Sport, ohne Mitglied in einem Verein zu sein. Auch die fünf Millionen 
Mitglieder der 6000 deutschen Fitness-Studios müssen sich selbst um 
ihre Unfallversicherung kümmern. „Als gewerbliche Unternehmen 
sehen sich Fitness-Studios nicht in einer solchen Fürsorgepflicht wie 
Vereine, die ihren Mitgliedern Unfallversicherungsschutz bieten“, sagt 
ARAG-Mann Thomas Schmidt.
Im Vergleich zu einer halben Million Verkehrsunfällen pro Jahr sind 
1,5 Millionen Sportunfälle viel, der gesundheitliche Nutzen des Sports 
überwiegt die durch Sport verursachten Kosten allerdings um ein 
Vielfaches. Michael Fellmann geht nur noch als Fan zu den Handball-
spielen der Sportfreunde Neustadt/Wied. Den Muskel in seinem Bein 
baut er noch zweimal pro Woche im Fitness-Studio auf. So kann er mit 
seiner Tochter wieder im Garten herumtoben, sogar etwas Handball kann 
er mit der Zweijährigen spielen. „Ich bin froh, dass ich für den Alltag 
wiederhergestellt bin. Aber so wie vor dem Unfall wird es mir nie 
wieder gehen.“

KNACKENDE 
KNOCHEN

Sportunfälle sind keine Seltenheit. Etwa 1,5 Millionen 

Menschen verletzen sich dabei jährlich in Deutschland. Ihre 

Absicherung ist nicht einheitlich geregelt, aber wichtig.

HINTERGRUND

Marcel Roth ist Journalist in Berlin.

Ansprechpartner: Katrin Rüter, Tel. 030/20 20-51 19.

GDV Position  

Sportler sollten sich gegen Unfälle versichern. 

Und Vereinssportler und Sport-

vereine müssen genau wissen, wie sie 

abgesichert sind.
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NICHT FÜR JEDERMANN  Zwar zählt Kunstturnen nicht zu den Sportarten, in denen überproportional viele Unfälle geschehen. 

Aber bei Laien kann schon der Anblick dieser Turnübung starke Gelenk- und Kopfschmerzen auslösen. 



ie Versicherer verwendeten unterschiedliche Sterbetafeln „je 
nach Bedarf“, kritisiert „Plusminus“ in einem Fernsehbei-
trag. Sie unterstellten „zu ihren Gunsten“ bei Risikolebens-

versicherungen kürzere Lebenserwartungen als bei Rentenverträgen. 
Richtig ist, dass die Versicherer „je nach Bedarf“ unterschiedliche 
Sterbetafeln verwenden. Sie tun dies allerdings nicht willkürlich. Die 
Versicherungsaufsicht schreibt vor, unterschiedliche Sterbetafeln zu 
verwenden. Denn Lebens- und Rentenversicherungen sind sehr un-
terschiedliche Produkte. Die einen versichern den vorzeitigen Tod, 
die anderen das lange Leben. Der Grundsatz 
der Vorsicht verlangt unterschiedliche An-
nahmen zur Lebenserwartung für die Kal-
kulation, damit die Verträge im Interesse der 
Kunden auch unter Annahme ungünstiger 
Entwicklungen jederzeit gesichert sind und 
auch langfristig erfüllt werden können. 
So werden Rentenversicherungen als frei-
willige Zusatzvorsorge meist von Menschen 
abgeschlossen, die von einer normalen Ge-
sundheit und einer normalen Lebenserwar-
tung ausgehen. Menschen etwa mit einer 
gesundheitsbedingt verkürzten subjektiven 
Lebenserwartung schließen seltener Rentenversicherungen ab oder 
nur solche mit spezieller Kalkulation. Das muss in die Rententarife 
eingerechnet werden. Bei Todesfallversicherungen muss das Vor-
sichtsprinzip entsprechend in die umgekehrte Richtung wirken. 
Bei langfristigen unabänderlichen Verträgen müssen außerdem noch 
Sicherheiten eingebaut werden: Bei Todesfalltafeln impliziert dies 
einen Zuschlag auf die Sterbewahrscheinlichkeit, bei Rentenversi-
cherungen einen Abschlag. Das Gleiche gilt für die Berücksichtigung 
von Trends. Sicherheit über 60 Jahre darzustellen – ohne die Verträge 
nachträglich anpassen zu dürfen – bedeutet bei Rentenversicherun-
gen, genug Geld zur Seite legen zu müssen für Menschen, die immer 
länger leben. 
Der Demografieforscher James W. Vaupel vom Max-Planck-Institut  
in Rostock geht davon aus, dass sich der starke Anstieg der Lebenser-
wartung unverändert fortsetzen wird. Die Zahl der Menschen, die 
ihren hundertsten Geburtstag feiern können, verdoppelt sich alle 

zehn Jahre. Viele Menschen gehen aber subjektiv von zu niedrigen 
Lebenserwartungen aus. Wer deshalb auf Rentenversicherungen ver-
zichtet, geht das Risiko ein, im Alter seine Ersparnisse vorzeitig zu 
verbrauchen. 
Bei der Bewertung der kalkulatorischen Lebenserwartungen ist zu 
bedenken, dass ein heute 35-Jähriger wahrscheinlich erst zwischen 
2060 und 2070 stirbt. Versicherer müssen also den Stand der me-
dizinischen Forschung in 50 und mehr Jahren einkalkulieren, etwa 
die Gentechnik. Auch im Kampf der medizinischen Forschung gegen 

die häufigsten Todesursachen in Deutschland 
– Herz-Kreislauf-Erkrankungen mit 47 Pro-
zent, Krebs mit 25 Prozent – sind Fortschritte 
sehr wahrscheinlich. Versicherer müssen dafür 
ausreichend Kapital zurücklegen. Lang laufen-
de Todesfallversicherungen müssen dagegen 
auch im umgekehrten Fall, dass sich der Trend 
zur Sterblichkeitsverbesserung wider Erwar-
ten deutlich abschwächen sollte, langfristig 
sicher erfüllbar sein. 
Der Vergleich rechnerischer Lebenserwartun-
gen beider Produkte beruht auf Projektionen 
über 40 bis 60 Jahre. Die gegenteiligen Effekte 

addieren sich auf. Die Unterschiede sind systemimmanent für ein 
hohes Maß an Sicherheit nötig. Die gestiegene Lebenserwartung 
wird jedoch auch bei Todesfallversicherungen berücksichtigt: Die 
Deutsche Aktuarvereinigung hat dieses Jahr neue Sterbetafeln her-
ausgegeben und deren Anwendung empfohlen.
Übrigens werden als Ausgleich zur vorsichtigen Kalkulation in der 
Rentenversicherung anfallende Risikoüberschüsse zu Gunsten der 
Kunden verwendet. Gesetzlich ist vorgeschrieben, dass die Versi-
cherten mindestens drei Viertel aller Risikoüberschüsse erhalten. 
Die Überschüsse werden für Rentenerhöhungen eingesetzt. Die Ver-
sicherten erhalten also letztlich Renten, in denen sich die tatsächli-
che Sterblichkeitsentwicklung – und nicht nur die der Kalkulation 
zugrunde gelegte – widerspiegelt.
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STERBETAFELN 
NACH BEDARF 

Ansprechpartner: 

Dr. Peter Schwark, Tel. 030/20 20-51 18, E-Mail: p.schwark@gdv.de

In der ARD-Sendung „Plusminus” wurde behauptet, Versicherer würden unterschiedliche 

Sterbetafeln bei Lebens- und Rentenversicherungen verwenden. Das ist richtig. 

Falsch ist allerdings , dass sie es willkürlich „zu ihren Gunsten” tun.

D

„Versicherer 
tricksen mit Lebens-

erwartungen“
zu ihren Gunsten

Quelle: „Plusminus“, ARD, 21. Oktober 2008



JAHRBUCH DES GDV
Aktuelle Einblicke in die Konjunkturlage 

der deutschen Assekuranz

 Das Jahrbuch der Ver-

sicherungswirtschaft 

2008 ist da. Das GDV-

Jahrbuch gibt aktuelle 

Einblicke in die derzei-

tige Konjunkturlage 

der deutschen Asse-

kuranz und zeigt die 

Standpunkte der Branche zur Reformpolitik 

in Deutschland auf.  Zahlreiche Tabellen und 

Grafiken illustrieren anschaulich, wie sich die 

einzelnen Versicherungssparten entwickelt 

haben. Das Jahrbuch kann unter www.gdv.de 

bestellt oder direkt heruntergeladen werden.
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KLICKEN SIE HIER!
Trotz Finanzkrise – 

Lebensversicherungen sind sicher.

Die Finanzmarktkrise hat viele Fragen bei 

Versicherungskunden aufgeworfen, insbe-

sondere zur Sicherheit der privaten Alters-

vorsorge: Ist die Riester-Rente durch die Fi-

nanzkrise bedroht? Was passiert mit meiner 

Rentenversicherung, wenn ein Versicherer 

in Schieflage gerät? Was sollten Versicherte 

beachten, die mit einer fondsgebundenen 

Rente für ihr Alter vorsorgen? Der Gesamt-

verband der Deutschen Versicherungswirt-

schaft (GDV) hat die wichtigsten Fragen 

und Antworten zur Sicherheit der Lebens- 

und Rentenversicherung auf seiner Website 

unter www.gdv.de zusammengefasst. Das 

Fazit: Kein Versicherungskunde sollte sich 

jetzt verunsichern lassen, denn gerade in 

der Krise stellt die Lebensversicherung ihre 

besondere Sicherheit unter Beweis.
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KURZ ERKLÄRT
Stichwort:

VALOREN-VERSICHERUNG 

Valoren sind schlicht Wertsachen. Es han-

delt sich bei der Valoren-Versicherung um 

einen Sonderzweig der Transportversiche-

rung, der gewerblichen und privaten Ver-

sicherungsschutz für Bank- bzw. geldwerte 

Papiere (wie z. B. Aktien, Wechsel, Schecks), 

Bargeld, Gold, Silber und Platin sowie für 

Schmuck und Pelzwaren bietet. 

WER SEIN AUTO LIEBT …

WIESO IST DAS SO?

… kann reparieren lassen: Übersteigen die von einem Kfz-Sachverstän-

digen ermittelten Reparaturkosten (einschließlich Wertminderung) den 

Wiederbeschaffungswert eines Fahrzeuges, ist die Instandsetzung in der 

Regel unwirtschaftlich. Es liegt ein Totalschaden vor. Der Geschädigte 

erhält den Betrag, den er für ein gleichwertiges Fahrzeug aufbringen 

müsste (=Wiederbeschaffungswert). Davon wird der Wert des beschä-

digten Fahrzeugs (=Restwert) abgezogen. Sofern die Reparaturkosten 

den Wiederbeschaffungswert bis maximal 30 Prozent übersteigen, kann 

der Geschädigte das ihm vertraute Fahrzeug instand setzen lassen, wenn 

er es anschließend mindestens sechs Monate noch selbst nutzt. Dann 

kann davon ausgegangen werden, dass der Halter sein Gefährt „liebt“. 

Nur dieses sogenannte „Integritätsinteresse“ rechtfertigt die Übernahme 

der Reparaturkosten über den Wiederbeschaffungswert hinaus, sofern 

das Fahrzeug sach- und fachgerecht repariert wurde. 

Ansprechpartner: 

Katrin Rüter, Tel. 030/20 20-51 19

E-Mail: k.rueter@gdv.de

TERMINKALENDER 
Die Ereignisse der nächsten Wochen

22. November 2008   26. Münsterischer Versicherungstag in Münster

4. Dezember 2008  Pressekonferenz Kreditversicherung, Köln
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Der Trend zeigt klar in eine 

Richtung: Seit Jahren geht die 

Zahl der Autodiebstähle zu-

rück. Waren es im Jahr 2006 

noch knapp 19.000, so wur-

den im Jahr 2007 nur noch 

rund 16.500 Fahrzeuge als 

gestohlen gemeldet. 

Die guten Nachrichten zuerst: Für Auto-

diebe wird es immer schwerer, einen Neu-

wagen zu stehlen. Ältere Fahrzeuge hinge-

gen werden leichter zur Beute, die Siche-

rungstechnik ist im Gegensatz zu neueren 

Autos unkompliziert; außerdem scheint die 

Nachfrage nach Ersatzteilen bei den älteren 

Fahrzeugen besonders hoch zu sein. 

Spitzenreiter im Bundesgebiet bei der 

Anzahl gestohlener Wagen je 1000 Pkw 

ist das Bundesland Berlin, gefolgt von Ham-

burg, Brandenburg und Bremen. In Berlin 

liegt die Quote bei 2,5 Autos – das ist das 

Fünffache des Bundesdurchschnitts von 0,5. 

Auf der Karte wird auffällig, dass im Süden 

Deutschlands (Baden-Württemberg, Bayern) 

weniger Autos gestohlen werden als zum 

Beispiel im Nordosten (Berlin, Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommern) oder in den 

Stadtstaaten Hamburg und Bremen.
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